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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Fabien Fivaz (gp, NE) eréffnete in der Frihlingssession 2021 als Sprecher der WBK-NR,
welche sich zuvor mit 17 zu 8 Stimmen fir Eintreten ausgesprochen hatte, die
Eintretensdebatte iiber das neue Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen
Film und Videospiel. Ziel der Vorlage sei es, eine schweizweite Vereinheitlichung des
Jugendschutzes zu erreichen, welche Hand in Hand mit den EU-Richtlinien in diesem
Themenbereich gehe. Zudem gehe der Entwurf auf die Forderungen diverser
Standesinitiativen (Kt.lv. BE 08.316; Kt.lv. SG 09.313; Kt.lv. TI 09.314; Kt.lv. FR 09.332;
Kt.lv. ZG 10.302), deren Behandlung seit 2011 ausgesetzt war, sowie auf zwei
angenommene Motionen (Mo. 07.3870, Mo. 09.3422) ein - welche alle in irgendeiner
Form ein Verbot von Videospielen und/oder Gewaltfiimen forderten. Matthias
Aebischer (sp, BE) fuhrte fir die Kommission ergénzend an, dass die derzeitige
Gesetzeslage in Anbetracht des rasanten Wandels bezlglich des Konsums von Filmen
und Videospielen in den letzten beiden Jahrzehnten, der sich vom Kino hin zu Online
Streaming-Plattformen verlagert habe, nicht mehr ausreiche. Der Videospielmarkt sei
mittlerweile doppelt so gross wie der Film- und Musikmarkt, werde aber von
internationalen Anbieterinnen und Anbietern auf internationalen Plattformen
dominiert. Somit sei es zwingend notwendig, ein Gesetz zu erlassen, welches
international kompatible L6ésungen und Regeln insbesondere flr diese neuen Medien
schaffe. Eine Kommissionsminderheit Herzog (svp, TG) sprach sich gegen Eintreten aus.
Das Gesetz werde in kirzester Zeit bereits veraltet sein, da sich das Nutzungsverhalten
der Jugendlichen sehr schnell verandere, erklarte die Minderheitensprecherin. Deshalb
bringe dieses Gesetz nur unndtige zusatzliche Burokratie mit sich, auch wenn der
Jugendschutz grundsatzlich zu unterstitzen sei. Ausserdem liege die Verantwortung bei
den Erziehungsberechtigten, welche durch Erziehung, Vorbildfunktion und eigener
kritischer Auseinandersetzung mit den Inhalten von Filmen und Videospielen fir einen
angemessenen Schutz ihrer Kinder besorgt sein sollten. Die SVP-Fraktion, sowie eine
Mehrheit der FDP-Fraktion sprach sich folglich gegen, die Fraktionen der SP, der Mitte,
der GLP, sowie der Grinen flr Eintreten aus. Mit 115 zu 69 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat in der Folge dafur aus, auf den Entwurf des Bundesrates
einzutreten. Nachdem die ersten Minderheitsantrage begrindet wurden, wurde die
Detailberatung der Vorlage in die Sommersession 2021 verlegt. Hingegen nahm der Rat
im Rahmen der Eintretensdebatte auch das Postulat der WBK-NR zur Starkung der
Nationalen Strategie Sucht durch den Einbezug der Cyberabhéngigkeit an. '

Nachdem der Sténderat in der Sommersession 2022 diverse Differenzen zum
Nationalrat im neuen Bundesgesetz iiber den Jugendschutz in den Bereichen Film und
Videospiele geschaffen hatte, startete der Nationalrat in der Herbstsession 2022 in die
Differenzbereinigung. Insgesamt folgte der Nationalrat in den meisten Punkten seiner
vorberatenden WBK-NR und hielt an vier der funf Differenzen zum Sténderat fest.

So bestand die grosse Kammer mit 103 zu 82 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) in
Ubereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit auf der Regelung, dass
Spielanbietende verpflichtet werden, den Eltern offen zu legen, ob in einem Spiel
Mikrotransaktionen vorgesehen sind. Damit sollen die Erziehungsberechtigten dabei
unterstitzt werden, ihre elterliche Kontrolle umfassend ausfihren zu konnen,
insbesondere wenn wie hier die Maoglichkeit einer Verschuldung bestehe, hielt
Kommissionssprecher Fabien Fivaz (gp, NE) fest. Verena Herzog (svp, TG) beantragte
hingegen, dem Standerat zu folgen und die Regelung aus dem Gesetz zu streichen, da
die Branche «sehr dynamisch» sei und flexibel auf neue Entwicklungen reagieren
kénnen musse.

Bei der Einbindung von Expertinnen und Experten als standige Mitglieder in die neu zu
bildenden Branchenorganisationen hielt der Nationalrat mit 109 zu 83 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ebenfalls an seinem Entwurf fest. Eine Minderheit um Simone de
Montmollin (fdp, GE) wollte dem Sténderat folgen und diese Regelung streichen, weil sie
beflrchte, dass durch die so entstehende Doppelrolle - sowohl Expertin oder Experte
als auch Mitglied einer Organisation, die Entscheide féllt - die Neutralitdt und
Objektivitat der Person nicht mehr gegeben waére.

Auch bei der Frage, ob der Bund «Massnahmen zur Foérderung der Medienkompetenz
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der Minderjahrigen sowie Préventionsmassnahmen» ergreifen solle, folgte der
Nationalrat mit 107 zu 82 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit.
Diese wollte an den entsprechenden Massnahmen festhalten, um die bisherigen
Bemuhungen des Bundesrates in Form der Plattform «Jugend und Medien» gesetzlich
zu verankern, erklarte Fabien Fivaz fur die Kommission. Eine Minderheit Herzog hatte
sich fur deren Streichung ausgesprochen, weil entsprechende Massnahmen unter
anderem bereits im Lehrplan 21 vorgesehen seien.

Erfolgreich war hingegen ein Minderheitsantrag Herzog zum Jugendschutzalter bei
Filmen und Videospielen: Der Minderheit ging die Regelung, dass ein Kind beim Kauf
von Medien in Begleitung einer erwachsenen, mindestens zehn Jahre alteren Person
das Mindestalter um hochstens zwei Jahre unterschreiten dirfe, zu weit - die
Betreuungsperson kénne am besten einschatzen, was flr das Kind angemessen sei. Die
Kommissionsmehrheit wollte an dieser Regelung festhalten und auch Alain Berset legte
dem Nationalrat nahe, diese Regelung nicht zu streichen - dies sei letztlich der Kern
des Gesetzes. Der Nationalrat kam in diesem Punkt aber dem Stédnderat mit 107 zu 86
Stimmen entgegen und strich die 2-Jahres-Regel endgultig aus dem Gesetz.
Unbestritten war schliesslich das Festhalten an der Regelung, wonach Filme und
Videospiele, welche vor Inkrafttreten des Gesetzes auf den Markt kamen, auch eine
Alterskennzeichnung erhalten mussen. Damit ging das Geschaft flur die
Differenzbereinigung an den Standerat zurtick. ?

1) AB NR, 20218. 564 ff.
2) ABNR, 2022, S. 1418 f.
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